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Die Abgeordneten zum Nationalrat BUCHNER und Mitunterzeichner haben am 

6. April 1989 unter der Nr. 3585/J an mich eine schriftliche parlamen­

tarische Anfrage betreffend Falschaussagen zweier Kripobeamter in einem 

Mordprozeß sowie zwingender Verdacht ~ entweder der Mißhandlung einer 

Zeugin oder der Verfälschung von Beweismitteln gerichtet~ die folgenden 

Wortlaut hat: 

"1. Welche Konsequenzen werden Sie als ressortzuständiger Minister be­
treffend der offensichtlichen Falschaussagen der Beamten Dr. STURM­
BERGER und Gruppeninspektor KREUZER ziehen, und wie sind die wider­
sprüchlichen Befunde des Amtsarztes erklärbar? 

2. Was werden Sie tun, um das durch die oben angeführte Berichterstat­
tung angeschlagene Ansehen der Polizei wieder herzustellen?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Die von den Anfragestellern als erwiesen angesehenen Falschaussagen der 

Beamten wurden bereits zweimal von der Staatsanwaltschaft Linz geprüft. 

Die Staatsanwaltschaft hat das Verfahren jeweils gemäß § 90 stPO einge­

stellt. 

Die Befunde der Amtsärzte sind insofern nicht widersprüchlich, als sich 

die erste Untersuchung der Regina U. am 15. März 1986 lediglich auf die 
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Feststelltmg der Vernehmungs- und Zurechnungsfähigkeit bezog,:und die, 

bei der zweiten Untersuchtmg am 18. März 1986 festgestellten Verletztmgen 

- da sie sich an von der Bekleidung bzw. den Haaren bedeckten Körper­

teilen bzw. im Inneren des Mundes befanden - ohne Hinweis durch die Unter­

suchte nicht feststellbar waren. 

Zu Frage 2: 

Nach rechtskräftiger Entscheidung über einen in den letzten Monaten ge­

stellten Antrag auf Wiederaufnahme des strafverfahrens, der sich unter 

anderem auch auf die gegen die genannten Beamten der Bundespolizeidirek­

tion Linz stützt, werden die geboten erscheinenden Maßnahmen gesetzt 

werden. Ich habe aber unabhängig davon veraniaßt, daß die in der Öffent­

lichkeit erhobenen Vorwürfe, die Linzer Polizei habe die Ermittlungen 

in der in Rede stehenden Strafsache unsachgemäß und fehlerhaft durch­

geführt, einer genauen Überprüftmg durch die zuständige Fachabteilung 

meines Ressorts unterzogen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sehe ich 

mich daher nicht in der Lage, im Vorgriff auf das zu erwartende Ergeb­

nis dieser Untersuchtmg konkrete Schritte zu setzen. 
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